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I I. Satzung. 

I. Sitz der Gesellschaft. 

§ 1. 

Die am 23. Mai 1899 gegründete Schiffbau technische Gesellschaft hat ihren Sitz in 
Berlin und ist dort beim Königlichen Amtsgericht I als Verein eingetragen. 

11. Zweck der Gesellschaft. 

§ 2. 

Zweck der Gesellschaft ist der Zusammenschluß von Schiffbauern, Schiffsmaschinen­
bauern, Reedern, Offizieren der Kriegs- und Handelsmarine und anderen mit dem Seewesen 
in Beziehung stehenden Kreisen behufs Erörterung wissenschaftlicher und praktischer Fragen 
zur Förderung der Schiffbautechnik. 

§ 3. 

Mittel zur Erreichung dieses Zweckes sind: 

1. Versammlungen, in denen Vorträge gehalten und besprochen werden. 
2. Drucklegung und 'Ubersendung dieser Vorträge an die Gesellschaftsmitglieder. 
3. Stellung von Preisaufgaben und Anregung von Versuchen zur Entscheidung wich­

tiger schiffbautechnischer Fragen. 

:111. Zusammensetzung der Gesellschaft. 

§ 4. 

Die Gesellschaftsmitglieder sind entweder: 
1. Fachmitglieder, 
2. Mitglied!lr, oder 
3. Ehrenmitglieder. 

§ 5. 

Fachmitglieder. Fachmitglieder können nur Herren in selbständigen Lebensstellungen werden, welche 
das 28. Lebensjahr überschritten haben, einschließlich ihrer Ausbildung bezw. ihres Studiums 
8 Jahre im Schiffbau oder Schiffsmaschinenbau tätig gewesen sind, und von denen eine 
Förderung der Gesellschaftszwecke zu erwarten ist. 
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§ 6. 

Mitglieder können alle Herren in selbständigen Lebensstellungen werden, welche ver­
möge ihres Berufes, ihrer Beschäftigung, oder ihrer wissenschaftlichen oder praktischen Be­
fahigung imstande sind, sich mit Fachleuten an Besprechungen über den Bau, die Einrich­
tung und Ausrüstung, sowie die Eigenschaften von Schiffen zu beteiligen. 

§ 7. 

Mitglieder. 

Zu Ehrenmitgliedern können vom Vorstande nur solche Herren erwählt werden, welche Ehrenmitglieder. 

sich um die Zwecke der Gesellschaft hervorragend verdient gemacht haben. 

IV. Vorstand. 

§ 8. 

Der Vorstand der Gesellschaft setzt sich zusammen aus: 

1. dem Ehrenvorsitzenden, 
2. dem Vorsitzenden, 
3. dem stellvertretenden Vorsitzenden, 
4. mindestens vier Beisitzern. 

Im Sinne des § 26 des Bürgerlichen Gesetzbuches wird die Gesellschaft vertreten 
durch: 

1. den Vorsitzenden und in dessen Verhinderung den stellvertretenden Vor­
sitzenden, 

2. einen Beisitzer und in dessen Verhinderung einen ihn vertretenden Beisitzer. 
Die zur gesetzlichen Vertretung berufenen Personen werden alljährlich in .der ordent­

lichen Hauptversammlung gewählt. 

§ 9. 

An der Spitze der Gesellschaft steht der Ehrenyorsitzende, welcher in den Haupt­
versammlungen den Vorsitz führt und bei besonderen Anlässen die Gesellschaft vertritt. 
Demselben wird das auf Lebenszeit zu führende Ehrenamt von den in § 8, Absatz 1 unter 2-4 

genannten Vorstandsmitgliedern angetragen. 

§ 10. 

Die beiden Vorsitzenden und die fachmännischen Beisitzer werden von den Fach­
mitgliedern aus ihrer Mitte gewählt, während die anderen Beisitzer von sämtlichen Ge­
sellschaftsmitgliedern aus den Mitgliedern gewählt werden. 

Werden mehr als vier Beisitzer gewählt, so muß der fünfte Beisitzer ein Fachmitglied . 
der sechste ein Mitglied sein u. s. f. 

§ 11. 

Die MitglIeder des Vorstandes werden auf die Dauer von drei Jahren gewählt. 
Im ersten Jahre eines Trienniums scheiden der Vorsitzende und die Hälfte der nicht 

fachmännischen Beisitzer aus; im zweiten Jahre der stellvertretende Vorsitzende und die 
Hälfte der fachmännischen Beisitzer; im dritten Jahre die übrigen Beisitzer. Eine Wiederwahl 
ist zulässig. 

§ 12. 

Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während seiner Amtsdauer aus, so muß der 
Vorstand einen Ersatzmann wählen, welcher verpflichtet ist, das Amt anzunehmen und bis 
zur nächsten Hauptversammlung zu führen. Für den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen 
Vorstandsmitgliedes wählt die Hauptversammlung ein neues Vorstandsmitglied. 
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§ 13. 

Geschäftsleitung. Der Vorstand leitet die Geschäfte und verwaltet das Vermögen der Gesellschaft. Er 

Aufnahme der 
Fachmitglieder. 

Aufnahme !ler 
Mitglieder. 

Eintrittsgeld. 

stellt einen Geschäftsführer an, dessen Besoldung er festsetzt. 

Der Vorstand ist nicht beschlußfahig, wenn nicht mindestens vier seiner Mitglieder 
zugegen sind. Die Beschlüsse werden mit einfacher Majorität gefaßt, bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Der Geschäftsführer der Gesellschaft muß zu allen Vorstandssitzungen zugezogen 
werden, in denen er aber nur beratende Stimme hat. 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

V. Aufnahmebedingungen und Beiträge. 

§ 14. 

Das Gesuch um Aufnahme als Fachmitglied ist an den geschäftsführenden Vorstand zu 
richten und hat den Nachweis zu enthalten, daß die Voraussetzungen des § 5 erfüllt sind. 
Dieser Nachweis ist von einem fachmännischen Vorstandsmitgliede und drei Fachmitgliedern 
durch Namensunterschrift zu bestätigen, worauf die Aufnahme erfolgt. 

§ 15. 

Das Gesuch um Aufnahme als Mitglied ist an den geschäftsführenden Vorstand zu 
richten, dem das Recht zusteht, den Nachweis zu verlangen, daß die Voraussetzungen des 
§ 6 erfüllt sind. Falls ein solcher Nachweis gefordert wird, ist er von einem Mitgliede des 
geSChäftsführenden Vorstandes und drei Gesellschaftsmitgliedern durch Namensunterschrift 
zu bestätigen, worauf die Aufnahme erfolgt. 

§ 16. 

Jedes eintretende Gesellschaftsmitglied zahlt ein .Eintrittsgeld von 20 M. 

§ 17. 

jahresbeitrag. Jedes Gesellschaftsmitglied zahlt einen jährlichen Beitrag von 20 M., welcher im Januar 

,ebenslänglicher 
Beitrag. 

Befreiung von 
Beiträgen. 

Austritt. 

Ausschluß. 

eines jeden Jahres fällig ist. Sollten Gesellschaftsmitglieder den Jahresbeitrag 1is zum 
1. Februar nicht entrichtet haben, so wird derselbe durch Postauftrag oder durch Postnach­
nahme eingezogen. 

§ 18. 

Gesellschaftsmitglieder können durch einmalige Zahlung von 400 M. lebenslängliche 
Mitglieder werden und sind dann von der Zahlung der Jahresbeiträge befreit. 

§ 19. 

Ehrenmitglieder sind von der Zahlung der Jahresbeiträge befreit. 

§ 20. 
Gesellschaftsmitglieder, welche auszutreten wünschen, haben dies vor Ende des Ge­

schäftsjahres bis zum 1. Dezember dem Vorstande schriftlich anzuzeig'en. Mit ihrem Austritte 
erlischt ihr Anspruch an das Vermögen der Gesellschaft. 

§ 21. 
Erforderlichen Falles können Gesellschaftsmitglieder auf einstimmig gefaßten Beschluß 

des Vorstandes ausgeschlossen werden. Gegen einen derartigen Beschluß gibt es keine 
Berufung. Mit dem Ausschlusse erlischt jeder Anspruch an das Vermögen der Gesellschaft. 
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VI. Versammlungen. 

§ 22. 

Die Versammlungen der Gesellschaft zerfallen in: 

1. die Hauptversammlung, 

2. außerordentliche Versammlungen. 

§ 23. 

Jährlich soll, möglichst im November, in Berlin die Hauptversammlung abgehalten 
werden, in welcher zunächst geschäftliche Angelegenheiten erledigt werden, worauf die Vor­
träge und ihre Besprechung folgen. 

Der geschäftliche Teil umfaßt: 

1. Vorlage des Jahresberichtes von seiten des: Vorstandes. 

2. Bericht der Rechnungsprüfer und Entlastul'lg des geschäftsführenden Vorstandes 
von der Geschäftsführung des vergangenen Jahres. 

3. Bekanntgabe der Namen der neuen Gesellschaftsmitglieder. 

4. Ergänzungswahlen des Vorstandes und Wahl von zwei Rechnungsprüfern für das 
nächste Jahr. 

5. Beschlußfassung über vorgeschlagene Abänderungen der Satzung.~ 

6. Sonstige Anträge des Vorstandes oder der Gesellschaftsmitglieder. 

§ 24. 

Der geschäftsführende Vorstand kann außerordentliche Versammlungen anberaumen, 
welche auch außerhalb Berlins abgehalten werden dürfen. Er muß eine solche innerhalb vier 
Wochen stattfinden lassen, wenn ihm ein dahin gehender. von mindestens dreißig Ge­
sellschaftsmitgliedern unterschriebener Antrag mit Angabe des Beratungsgegenstandes ein­
gereicht wird. 

§ 25. 

Versammlungen. 

Haupt­
versammlung. 

Aullerordent· 
liehe 

Versammlungen 

Alle Versammlungen müssen durch den Geschäftsführer mindestens 14 Tage vorher den Berufung der 

Gesellschaftsmitgliedern durch Zu sendung der Tagesordnung bekanntgegeben werden. Versammlungen. 

§ 26. 

Jedes Gesellschaftsmitglied hat das Recht, Anträge zur Beratung in den Versammlungen 
zu stellen. Die Anträge müssen dem Geschäftsführer 8 Tage vor der Versammlung mit Be­
gründung schriftli~h eingereicht werden. 

§ 27. 

Anträge tur 
Versammlungen. 

In den Versammlungen werden die Beschlüsse, soweit sie nicht Änderungen der Beschlüsse der 

Satzung betreften, mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Gesellschaftsmitglieder Versammlungen. 

gefaßt. 

§ 28. 

Vorschläge zur Abänderung der Satzung dürfen nur zur jährlichen Hauptversamm­
lung eingebracht werden. Sie müssen vor dem 15. Oktober dem Geschäftsführer schriftlich 
mitgeteilt werden und benötigen zu ihrer Annahme drei Viertel Mehrheit der anwesenden 
Fachmitglieder. 

Änderungen der 
Satzung. 
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§ 29. 

Wenn nicht von mindestens zwanzig anwesenden Gesellschaftsmitgliedern namentliche 
Abstimmung verlangt wird, erfolgt die Abstimmung in allen Versammlungen durch Erheben 
der Hand. 

Wahlen erfolgen durch Stimmzettel oder durch Zuruf. Sie müssen durch Stimmzettel 
erfolgen, sobald der Wahl durch Zuruf auch nur von einer Seite widersprochen wird. 

§ 30. 

In allen Versammlungen führt der Geschäftsführer das Protokoll, welches nach seiner 
Genehmigung von dem jeweiligen Vorsitzenden der Versammlung unterzeichnet wird. 

§ 31-

Die Geschäftsordnung für die Versammlungen wird vom Vorstande festgestellt und 
kann auch von diesem durch einfache Beschlußfassung geändert werden. 

VII. Auflösuug der Gesellschaft. 

S 32. 

Eine Auflösung der Gesellschaft darf nur dann zur Beratung gestellt werden, wenn 
sie von sämtlichen Vorstandsmitgliedern oder von einem Drittel aller Fachmitglieder bean­
tragt wird. Es gelteu dabei dieselben Bestimmungen wie bei der Abänderung der Satzung. 

§ 33. 

Bei Beschlußfassung über die Auflösung der Gesellschaft ist über die Verwendung des 
Gesellschafts-Vermögens zu befinden. Dasselbe darf nur zum Zwecke der Ausbildung von 
Fachgenossen verwendet werden. 




